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Berger Allee 25 
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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 8. Juli 2026 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der SPD hat zur o.g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „Bürokratieabbau in NRW – was bleibt außer Ankündigun-

gen?“ gebeten. 

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 

18
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 8. Juli 2026  

 

„Bürokratieabbau in NRW – was bleibt außer Ankündigungen?“ 

(Berichtsbitte der Fraktion der SPD vom 23. Juni 2026) 

 

Ein entschlossener Bürokratieabbau ist grundlegend, um die wirtschaftli-

che Leistungsfähigkeit und die Standortattraktivität von Nordrhein-West-

falen zu erhöhen. Verlässliche Rahmenbedingungen sowie schnelle Pla-

nungs- und Genehmigungsverfahren erleichtern unternehmerische In-

vestitionsentscheidungen und schaffen zusätzliche Planungssicherheit. 

Die Landesregierung nimmt ihre Verantwortung beim Bürokratieabbau 

ernst und reduziert bürokratische Belastungen durch eine Vielzahl von 

Initiativen auf allen Ebenen.  

Zu diesen Initiativen zählen vor allem das am 12. November 2024 und am 

3. Februar 2026 beschlossene „Erste Beschleunigungs- und Entlastungs-

paket“ bzw. „Zweite Beschleunigungs- und Entlastungspaket“ sowie die 

am 4. Dezember 2025 auf der Ministerpräsidentenkonferenz verabschie-

dete „Föderale Modernisierungsagenda, FöMA“. Gemäß dem jüngst ver-

öffentlichten ersten Fortschrittsbericht geht die Umsetzung der Föderalen 

Modernisierungsagenda voran. Nordrhein-Westfalen zählt im Länderver-

gleich zu den Spitzenreitern. Allein im Mai und Juni 2026 hat das Kabinett 

zu fünf Gesetzesentwürfen zur Entlastung von Bürgerinnen und Bürgern 

und Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen die Durchführung von Verbände-

anhörungen beschlossen: 

• Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und 

Wirtschaft in NRW - Erprobung der Verwaltungsvereinfachung in 

Kommunen in Nordrhein-Westfalen (EVKG NRW) 

• Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und 

Wirtschaft in NRW - Aufhebung von Berichts- und Dokumentati-

onspfiichten zu Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen (Be-

richts- und Dokumentationspflichtenaufhebungsgesetz NRW - 

BDaG NRW) 

• Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und 

Wirtschaft in NRW - Aufhebung von Schriftformerfordernissen in 

Nordrhein-Westfalen 
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• Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und 

Wirtschaft in NRW – Gesetz zur Gewährleistung und Vereinfa-

chung des Gemeingebrauchs (Gemeingebrauchsgesetz – GGVG 

NRW) 

• Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Entlastung von Bürgern und 

Wirtschaft in NRW – Gesetz für KI-Reallabore in NRW (GKI NRW) 

Damit sollen zentrale Punkte der Föderalen Agenda umgesetzt werden. 

Mit dem im Entwurf vorliegenden Gesetz für KI-Reallabore in NRW soll 

Nordrhein-Westfalen dabei als erstes Bundesland das zentrale regulato-

rische Innovationsinstrument der KI-Verordnung aktivieren. 

Darüber hinaus hat das Kabinett im Juni 2026 ein Moratorium für Evalu-

ationspflichten innerhalb der Landesregierung sowie Verbesserungen 

u.a. der Transparenz und Effizienz des Rechtsetzungsverfahrens be-

schlossen. 

Zudem unterstützt die Landesregierung im „Board für Entlastung und Be-

schleunigung“ den Austausch mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wirt-

schaft, Gewerkschaften und Verbänden mit der Zielsetzung des Rück-

baus bürokratischer Belastungen.  

 

Berichts- und Dokumentationspflichten zu Lasten der Wirtschaft 

Übermäßige Berichts- und Dokumentationspflichten belasten Unterneh-

men und hemmen verwaltungsinterne Abläufe. Bei der Abschaffungs-

quote von 30 Prozent der Berichtspflichten für Unternehmen handelt es 

sich um eine Vorgabe der Föderalen Modernisierungsagenda, auf die 

sich Bund und Länder gemeinsam verständigt haben. Um diese Vorgabe 

zu erfüllen, sind grundsätzlich unterschiedliche Herangehensweisen 

möglich.  

Das Kabinett hat am 5. Mai 2026 als Teil der Föderalen Modernisierungs-

agenda beschlossen, ab dem 1. Januar 2027 sämtliche, nicht zwingend 

erforderliche, landesrechtlichen Berichts- und Dokumentationspflichten 

zu Lasten der Wirtschaft abzuschaffen. Unverzichtbare Pflichten werden 

in einer Rechtsverordnung festgehalten. Voraussetzung für die Aufnahme 

einer Pflicht in die vom Kabinett zu beschließende Rechtsverordnung ist 

eine stichhaltige Begründung durch die zuständige/n Fachverwaltung/en.  

Der ressortübergreifende Prozess zur Erstellung der Rechtsverordnung 

unverzichtbarer Berichts- und Dokumentationspflichten dauert an und 

wird federführend durch die Staatskanzlei koordiniert. Mit Fertigstellung 
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der Rechtsverordnung – ein Ergebnis wird Ende des Jahres erwartet – 

können die künftig entfallenden und weiter bestehenden Berichts- und 

Dokumentationspflichten näher speziifiziert werden.  

Aus früheren Erhebungen geht hervor, dass landesseitige Pflichten einen 

deutlich geringeren Anteil als bundes- oder europarechtliche Pflichten an 

der Gesamtzahl wirtschaftsbezogener Berichts- und Dokumentations-

pflichten ausmachen. 

 

Erstes Beschleunigungs- und Entlastungspaket 

Die Maßnahmen des Ersten Beschleunigungs- und Entlastungspakets 

(Kabinettbeschluss am 12. November 2024) sind nahezu vollständig um-

gesetzt. Für eine Übersicht aller Maßnahmen des Ersten Beschleuni-

gungs- und Entlastungspakets wird auf die Vorlage 18/3363 verwiesen. 

Gegenüber dem letzten Berichtsstand zum Ersten Beschleunigungs- und 

Entlastungspaket aus Februar 2026 (Vorlage 18/4822) haben sich insbe-

sondere die folgenden Änderungen ergeben: 

Im Kabinett wurde am 10. Juni 2026 die befristete und testweise Einfüh-

rung einer „One-In-One-Out“-Regelung (OIOO) als Teil des bereits im No-

vember 2024 durch das Kabinett beschlossenen NRW-Entlas-

tungschecks bis zum Ende dieser Legislatur beschlossen. Dies ist eine 

Maßnahme des Ersten Beschleunigungs- und Entlastungspakets, um bü-

rokratische Belastungen bereits im Gesetzgebungsprozess zu vermei-

den. Ebenso wurden mittlerweile die Novelle des Landesnaturschutzge-

setzes in den Landtag eingebracht (Drucksache 18/18826) und die Ab-

schaffung landesrechtlicher Schriftformerfordernisse als Teil der Födera-

len Modernisierungsagenda durch das Kabinett beschlossen. Zudem 

wurde die Kollaborationsplattform für Genehmigungsverfahren nach Bun-

des-Immissionsschutzgesetz durch über 320 Personen aus der antrags-

stellenden Wirtschaft sowie Immissionsschutz- und Fachbehörden aus 

Nordrhein-Westfalen und anderen Bundesländern getestet und steht vor 

dem Start in die Pilotierung mit Realdaten. 

 

Zweites Beschleunigungs- und Entlastungspaket 

Das Zweite Beschleunigungs- und Entlastungspaket (Kabinettsbeschluss 

vom 3. Februar 2026) beinhaltet 29 übergeordnete Maßnahmen, die ver-
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einzelt mehrere Teilmaßnahmen beinhalten. Für eine vollständige Über-

sicht – einschließlich inhaltlicher Detailinformationen – wird auf die Vor-

lage 18/4822 aus Februar 2026 verwiesen. 

Seit Beschluss des Zweiten Beschleunigungs- und Entlastungspakets im 

Februar 2026 wurden zwölf der 29 übergeordneten Maßnahmen vollstän-

dig umgesetzt.  

Neben Erleichterungen bei kofinanzierten Förderprogrammen – u.a. Ein-

führung eines kostenunabhängigen Abrechnungsverfahrens im 

EFRE/JTF-Programm NRW“ – wurden im Zuge der Novelle des Landes-

planungsgesetzes Vereinfachungen wie verkürzte Mindestfristen in Be-

teiligungsverfahren umgesetzt. 

Eine ressortübergreifende Taskforce „Industrie- und Energietransforma-

tion“ entwickelt fortlaufend Ansätze zur Beschleunigung und Vereinfa-

chung von Planungs- und Genehmigungsverfahren. Ebenso fand im Mai 

2026 ein Praxischeck mit mehr als 30 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 

aus Wirtschaft und Verwaltung zur Störfallverordnung bei Biogasanlagen 

statt. Ein weiterer Praxischeck zum Geothermie-Beschleunigungsgesetz 

wird Mitte Juli 2026 stattfinden.  

Darüber hinaus wurden seit Februar 2026 mehrere Gesetzesinitiativen 

zum Abbau bürokratischer Belastungen und der Beschleunigung von Ver-

fahren in den Landtag eingebracht. Dazu zählen Änderungen des Stif-

tungsgesetzes NRW – zukünftig werden die Jahresrechnungen der fast 

4.100 Stiftungen nur noch stichprobenartig kontrolliert – ebenso wie Op-

timierungen im Bereich von Infrastruktur- sowie Hochwasserschutzpro-

jekten (u.a. geplante Einführung von Projektmanager/innen bei Antrags-

verfahren) oder die Anerkennung englischsprachiger ausländischer 

Berufsabschlüsse. Gerade letztgenannte Maßnahme erleichtert die Aner-

kennung ausländischer Berufsabschlüsse und wird zukünftig Bewerberin-

nen und Bewerbern einen schnelleren Berufseinstieg ermöglichen. 

Alle Rechtsvereinfachungen zur Modernisierung der Förderverfahren, wie 

zum Beispiel die Erhöhung der Bagatellgrenzen bei Rückforderung, die 

Einführung einer Verwendungsbestätigung (ohne aufwendige Belege und 

Sachberichte) und die Entkopplung von Zuwendungs- und Vergaberecht, 

sind regierungsintern abgestimmt und werden nach Abschluss des Betei-

ligungsverfahrens mit dem Landesrechnungshof zeitnah in Kraft treten. 

Die Pilotierung eines risikobasierten Prüfverfahrens mit vollautomatisier-

ten Bewilligungsbescheiden, insbesondere für Massenförderprogramme 
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wie „progres.nrw – Emissionsarme Mobilität“ und „progres.nrw – Klima-

schutztechnik“, hat begonnen.  

Darüber hinaus befinden sich weitere Praxischecks zum Handwerk in 

Ausarbeitung.  

Das Zweite Entlastungspaket soll bis spätestens Ende dieses Jahres voll-

ständig umgesetzt sein. 
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